
Schwangerschaftsabbruch ist Grundversorgung! 
Egal wo. Egal wer. Egal warum. 

 
 

Bundesweiter Aktionstag zum International Safe Abortion Day am 
28.09.2020 

 
 
Grundversorgung - Egal Wo 
Egal ob auf dem Land oder in der Stadt, von der Privatpraxis bis zum katholischen Krankenhaus: 
Schwangerschaftsabbrüche müssen flächendeckend verfügbar sein. Dazu muss sichergestellt 
werden, dass überall qualifiziertes medizinisches Fachpersonal vor Ort ist. Als Standardeingriff 
muss der Schwangerschaftsabbruch daher auch grundlegender Bestandteil von Lehre und 
Forschung sein. Behandelnde Ärzt*innen brauchen unverzüglich Rechtssicherheit statt 
Kriminalisierung. Wir solidarisieren uns mit unseren Mitstreiter*innen der Pro-Choice-Bewegung, 
die weltweit für reproduktive Rechte auf die Straße gehen. Sei es in Niederbayern, Warschau oder 
anderswo - der Zugang zu einem Schwangerschaftsabbruch gehört zur Grundversorgung. 
 
Grundversorgung - Egal Wer 
Alle Schwangeren müssen das Recht auf und den Zugang zu einem sicheren 
Schwangerschaftsabbruch haben. Weder Alter, sozialer Status, Be_hinderung, Weltanschauung, 
rassistische Zuschreibungen, Aufenthaltsstatus, Sexualität oder Geschlechtsidentität dürfen dabei 
eine Rolle spielen. Deshalb muss der Schwangerschaftsabbruch eine Krankenkassenleistung 
werden, statt die finanzielle Last den ungewollt Schwangeren zuzumuten. Körperliche 
Selbstbestimmung ist ein grundlegendes Menschenrecht und muss daher genauso umfassend 
für Menschen, die schwanger werden können, gelten, wie für alle anderen auch! 
 
Grundversorgung - Egal warum 
Die Gründe, warum Menschen eine Schwangerschaft beenden möchten, sind vielfältig und die 
Entscheidung ist persönlich. Gesellschaftliche Moralvorstellungen, der Beratungszwang und die 
Kriminalisierung im Strafgesetz bauen einen großen Druck für Betroffene auf.  
Wir fordern, dass Schwangere endlich als zurechnungsfähig anerkannt werden und 
selbstbestimmt über ihre Körper entscheiden können. Schluss mit Kriminalisierung und 
Zwangsberatung! Stattdessen brauchen wir: 

 eine niedrigschwellige Aufklärung über sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte 
 einen besseren Zugang zu Verhütungsmethoden insbesondere über die Finanzierung 

durch Krankenkassen 
 öffentlich geförderte Angebote einer freiwilligen, neutralen und leicht zugänglichen 

Schwangerschaftskonfliktberatung 

 
Einordnung in Corona-Krise 
Während der Corona-Krise zeigte sich, dass es vor allem Frauen* sind, die systemrelevante Arbeit 
übernehmen. Ob bezahlt in der Pflege, Reinigung oder im Supermarkt oder mit unbezahlter 
Sorgearbeit in der Familie – Frauen* bringen uns durch die Krise. Umso schlimmer, dass sie dafür 
nicht ausreichend entlohnt und bei Problemen wie ungewollter Schwangerschaft allein gelassen 
werden. Die Corona-Krise hat den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen massiv erschwert. Wir 
brauchen eine krisenfeste und solidarische Gesundheitsversorgung für Alle - und dazu gehört der 
Zugang zu einem Schwangerschaftsabbruch! 
 
28. September - International Safe Abortion Day! 
Durch die Corona-Krise steht unser Gesundheitssystem auf dem Prüfstand. Lasst uns jetzt das 
Thema Schwangerschaftsabbruch in dieser Diskussion stark machen! 
 
Das * bei Frauen* markiert hier, dass Menschen gemeint sind, die weiblich gelesen werden oder 
wurden und/oder mit den damit verbundenen Rollenerwartungen konfrontiert sind. 

  



Wie könnt ihr unterstützen? 

 Organisiert Veranstaltungen und Aktionen rund um das Thema sexuelle 
Selbstbestimmung: Filmvorführungen, Podiumsgespräche, Lesungen, Flashmobs, 
Kundgebungen, Infostände, Solipartys, Buttonworkshops, Konzerte, Mahnwachen, 
Lesekreise…  
Eine Anleitung findet ihr hier: http://safeabortionday.noblogs.org/mitmachen/  

 Nutzt die Woche, um die Gründung von Pro-Choice-Gruppen zu initiieren und organisiert 
ein Auftakttreffen: Beratungsstellen, Ärzt*innen, Anwält*innen, Eltern, Medizin-
studierende, Künstler*innen, … es kann gar nicht genug Menschen geben, die für sexuelle 
Selbstbestimmung eintreten. 

 Unterstützt die Öffentlichkeitsarbeit durch Pressemitteilungen oder eine Aktionswoche auf 
Social Media. Diese könnt ihr nutzen, um eure Community zu Themen rund um die 
reproduktiven Rechte aufzuklären. 

 Teilt diesen Aufruf und leitet ihn an Interessierte, über Verteiler und in euren Netzwerken 
weiter. 

Wichtig ist, dass ihr eure Aktion an die bundesweite Koordinationsgruppe meldet. Dies wird in 
Kürze unter http://safeabortionday.noblogs.org/mitmachen/ möglich sein. So taucht eure Aktion in 
der bundesweiten Pressemitteilung auf und wir können mit vielen Aktionen in vielen Städten an 
die Öffentlichkeit gehen. 

Gruppen vor Ort finden? Material? Fragen? 

Auf https://safeabortionday.noblogs.org/ findet ihr eine Anleitung zum Mitmachen, eine Auflistung 
der uns bekannten Gruppen, Filmideen und auch bald Material, wie Plakatvorlagen, Flyer, 
Sharepics (ist noch in Arbeit). 

Bei Fragen könnt ihr euch an bundesweit@sexuelle-selbstbestimmung.de wenden.  

 

 

  

https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/11181/veranstaltung-was-tun-gegen-anti-choice-allianzen-in-europa-19-1-19/
https://www.muenchner-kammerspiele.de/inszenierung/219a
https://www.muenchner-kammerspiele.de/inszenierung/219a
https://www.youtube.com/watch?v=dwFTde74GlU
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/12173/prozess-gegen-aerztinnen-4-000e-strafe-fuer-sachliche-information-zu-schwangerschaftsabbruch/
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/12173/prozess-gegen-aerztinnen-4-000e-strafe-fuer-sachliche-information-zu-schwangerschaftsabbruch/
https://evibes.org/2017/05/24/about-feminism-soliparty-in-berlin/
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/7586/workshop-am-15-02-2018-buttons-gegen-%C2%A7-219a-wegmit219a/
https://schweigemarsch-stoppen.de/2019/05/26/pm-zum-feministischen-strassenfest-und-protest-am-25-mai-2019/
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/5592/pressemitteilung-zur-mahnwache-am-16-september-2016/
http://safeabortionday.noblogs.org/mitmachen/
https://safeabortionday.noblogs.org/
mailto:bundesweit@sexuelle-selbstbestimmung.de


Unterstützer*innen - Organisationen 

Dieser Aufruf wurde entwickelt von einem Zusammenschluss von verschiedenen lokalen 

Initiativen. Im Folgenden werden die unterstützenden politischen Organisationen und Initiativen, 

Beratungsstellen, Vereinen, Parteien, uvm. nach Bundesland aufgelistet. Zu Beginn sind die 

überregionalen Organisationen aufgeführt.  
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Nach Bundesland  

Baden-Württemberg  

 
 
Aktionsbündnis  
8. März Stuttgart  

Stuttgart 

Frauenkollektiv Stuttgart 
Karlsruher Bündnis für  

das Selbstbestimmungsrecht  
der Frau 

 
Giordano- 
Bruno-
Stiftung 
Karlsruhe  

Freiburg  

LAG Frauen (DIE LINKE Baden-

Württemberg) 

 

 
Berlin 

 

 

 

Feministischer 

Streik Berlin 

 

  
 

Berlin 

 

 
Saarland 

 

Saarland 

 

pro familia Saarbrücken und die 

Beratungsstelle des Ortsvereins der 

pro familia Saarbrücken 
Schleswig-Holstein 

 

Fem*Med Kiel 

 

Hamburg 

 

Bayern 

 
 
Regensburg  

Klinik Stapf, München Kritische Medizin München 

 

Hessen 

 
 
 
feministischer Streik Darmstadt 

 

 
Frauen*Streik-
Bündnis FFM 

 
 
KritMed Marburg 

 
Medical Students for 
Choice Marburg  



 
Frankfurt Sachsen-Anhalt 

 
 
 

 

Hochschulgruppe 

Halle 

 

Rheinland-Pfalz 

 

Trier 

 

 

 

 

Trier 

 

 

 

pro familia Ortsverband Trier e.V.  
Mecklenburg-
Vorpommern 

Rostock 
 

   Mecklenburg- 
   Vorpommern  

 

F*streik Rostock 

Frauenbildungsnetz M-V e.V. 

 
Green Rebels 
Rostock  randale rostock 

Rostock 
Sachsen 

 

NRW 

 

Essen 

 

Frauenverband Courage 
e.V. Gruppe Wuppertal 

 

  

Köln 

 

 

   

  

Niedersachsen 

 

Göttingen 

 

 

Bündnis für sexuelle  

Selbstbestimmung Göttingen 

 

 


